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dungen je Sitzung und je weiterem Termin, den sie in ih­
rer Funktion als Kommissionsmitglied wahrnehmen, 

1. eine Arbeitsaufwandsentschädigung als Pauschale in 
Höhe von 165 Euro , die Pauschale kann in Abhängig­
keit von einem den üblichen Sitzungs- beziehungs­
weise Terminrahmen übersteigenden Zeitaufwand 
von vier Stunden auf eine Pauschale in Höhe von 
330 Euro erhöht werden, dies kommt insbesondere für 
ganztägige Tätigkeiten in Betracht, und 

2. Ersatz der Reisekosten (Fahrtkosten) nach den Vor­
schriften des Ausschußmitglieder-Entschädigungsge­
setzes vom 13. Mai 1958 (GV. NRW. S. 193), das zuletzt 
durch Verordnung vom 11. September 2017 (GV. NRW. 
S. 784) geändert worden ist. 

(2) Die Pauschale gemäß Absatz 1 Nummer 1 wird jähr­
lich mit Wirkung zum 1. Juli des jeweiligen Jahres ent­
sprechend der Berechnung nach § 15 Absatz 1 und 2 des 
Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 252), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Mai 2023 (GV. NRW. 
S. 272) geändert worden ist, angepasst. Die Anpassung 
wird erstmalig ab dem Jahr 2024 vorgenommen. 

§2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ent­
schädigung gemäß § 30 Absatz 8 des Gesetzes über den 
Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen vom 10. De­
zember 1996 (GV. NRW. S. 519}, die zuletzt durch Verord­
nung vom 2. September 2014 (GV. NRW. S. 476) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

Düsseldorf, den 30. Januar 2024 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 
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Gesetz 
zur Zustimmung zu der Vereinbarung 
über die kirchliche Polizeiseelsorge 

im Land Nordrhein-Westfalen 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Zustimmung zu der Vereinbarung 
über die kirchliche Polizeiseelsorge 

im Land Nordrhein-Westfalen 

Vom 30. Januar 2024 

§ 1 
Zustimmung zur Vereinbarung 

Der Vereinbarung über die kirchliche Polizeiseelsorge im 
Land Nordrhein-Westfalen zwischen dem Land Nord­
rhein-Westfalen und der Evangelischen Kirche im 
Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen , der 
Lippischen Landeskirche sowie den (Erz-}Diözesen 
Köln , Paderborn, Münster, Aachen und Essen in der Fas­
sung der Anlage zu diesem Gesetz wird zugestimmt. 

§2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft . 

Düsseldorf, den 30 . Januar 2024 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 
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Vereinbarung 

tiber die 

kirchliche .Polizeiseelsorge 
im Land N ordrhein„Westfalen 

zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den .tvlinister des Innern, 

(im Folgenden: Land) 

und 
der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen 

und der Lippischcn Lnndcskirch0, 
alle vertreten durch das Amt des Beauftragten der Evangclischcn Kirchen bei Landtag und 

Landesrcgicrnng von Nordrhein-Westfalen, 
den (Erz-)Diözcsen Kö ln, Paderborn, Münster, Aai..:hcn und Essen, 

nlJ G vertreten durch 
den Direktor des Katholischen Bilros Nonlrhein•Wesl falcn 

(im Folgenden: Kirchen) 

Präambel 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung und die Kirchen in Nordrhein-Westfalen unter­
streichen die Bedeutung der Polizeiseelsorge als ein gemeinsames Anliegen von Staat und 
Kirche. 
Die Polizeiseelsorge wird in Nordrhein-Westfalen in ökumenischer Kooperation wahrgenom­
men. 
Zur Stärkung der bewährten , seit dem Jahr 1962 im Rahmen einer Vereinbarung festgelegten, 
Zusammenarbeit und um die inhaltliche Weiterentwicklung der Polizeiseelsorge abzubilden, 
treffen das Land und die Kirchen auf Basis der entsprechenden verfassungsrechtlichen und 
vertragsstaatskirchenrechtlichen Regelungen folgende Vereinbarung: 
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Artikel 1 
Gewährleistung der Polizeiseelsorge 
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Das Land gewährleistet den Kirchen die Ausübung ihrer Seelsorge bei der Polizei (Polizeise­
elsorge). 

Artikel 2 
Aufgaben der Polizeiseelsorge 

(1) Die Polizeiseelsorge ist als Teil der kirchlichen Arbeit ein Angebot an alle Polizeivollzugs­
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, alle weiteren Polizeibeschäftigten und ihre Angehö­
rigen. 
(2) Aufgaben der Polizeiseelsorge sind neben der persönlichen seelsorglichen Begleitung 
auch spirituelle und gottesdienstliche Angebote. Darüber hinaus sind Aufgaben der Polizeise­
elsorge die Erteilung von berufsethischem Unterricht in der polizeilichen Aus- und Fortbildung, 
die Durchführung von Seminaren und weitere Angebote, insbesondere die Mitarbeit in psy­
chosozialen Unterstützungsangeboten und Krisenintervention. 
(3) Für die Teilnahme an Seminaren und Tagungen der Polizeiseelsorge kann eine dienstliche 
Entsendung vorgesehen oder Sonderurlaub im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben gewährt 
werden. 

Artikel 3 
Polizeiseelsorgerinnen und Polizeiseelsorger 

(1) Die Kirchen berufen geeignete Personen mit einer von den Kirchen festgelegten Qualifika­
tion für den Dienst in der Polizeiseelsorge im Haupt- und Nebenamt. Diese üben ihr Amt im 
Auftrag und unter Aufsicht der Landeskirchen oder (Erz-)Diözesen aus. 
(2) Die berufenen Polizeiseelsorgerinnen und Polizeiseelsorger im Haupt- und Nebenamt sind 
dem für Inneres zuständigen Ministerium zum 1. Januar eines jeden Jahres bekannt zu geben. 
(3) Die Polizeiseelsorgerinnen und Polizeiseelsorger verwalten ein kirchliches Amt. In Aus­
übung von Lehre und Seelsorge sind sie nicht an staatliche Weisungen gebunden. Sie unter­
liegen der seelsorglichen Schweigepflicht. Im Übrigen arbeiten sie mit den Polizeibehörden 
zusammen. 

Artikel 4 
Unterstützung der Polizeiseelsorge 

(1) Die Tätigkeit der Polizeiseelsorge wird vom Land nach Maßgabe dieser Vereinbarung 
durch Bereitstellung der erforderlichen Hilfsmittel ermöglicht und auch sonst in jeder Weise 
unterstützt. Insbesondere werden der Polizeiseelsorge die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Räume zur Verfügung gestellt. 
(2) Das Land stellt den Kirchen für die Wahrnehmung der Polizeiseelsorge einen jährlichen 
Pauschalbetrag nach Maßgabe des Haushaltsplans für die Sachausgaben zur Verfügung. 
(3) Darüber hinaus stellt das Land der evangelischen und der katholischen Kirche für die Fi­
nanzierung von Personalkosten für jeweils zwei Vollzeitstellen von Polizeiseelsorgerinnen und 
Polizeiseelsorgern einen jährlichen Pauschalbetrag in Höhe von jeweils 250 000,00 Euro zur 
Verfügung. 
(4) Das Land zahlt die Pauschalbeträge jährlich zum 1. März und 1. September anteilmäßig 
aus. 
(5) Das Land und die Kirchen vereinbaren , nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung die Auskömmlichkeit des Pauschalbetrages für die Personalkosten nach 
Absatz 3 zu überprüfen. 
(6) Beide Kirchen sichern zu, zusätzlich zu den vom Land refinanzierten Stellen mindestens 
genauso viele Stellen von Polizeiseelsorgerinnen beziehungsweise Polizeiseelsorgern vorzu­
halten . 



80 Gesetz- und Verordnungsblatt für das La nd Nordrhein-Westfa len - Nr. 4 vom 8. Februar 2024 

··A -

Artikel 5 
Salvatorische Klausel 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit 
über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise be­
seitigen. Bei einer wesentlichen Veränderung der Verhältnisse werden sich die Vertragschlie­
ßenden um eine angemessene Anpassung bemühen. 

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Vereinbarung wird vorbehaltlich der Zustimmung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
durch ein Landesgesetz geschlossen. Sie wird mit dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes 
wirksam. Gleichzeitig treten die Vereinbarung über die Wahrnehmung der evangelischen Po­
lizeiseelsorge im lande Nordrhein-Westfalen vom 19. Juli 1962 (MBI. f\JRW. S. 1353) und die 
Vereinbarung über die Wahrnehmung der katholischen Polizeiseelsorge im lande Nordrhein­
Westfalen vom 4. Juli 1962 (MBI. NRW. S. 1352) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 20. November 2023 

Für clas Land Nonh·h ein-Wcstfalen 

~&Vk~ 
Herbert Reul 
(!vlinister des lnnern des Landes Nordrhein-W cstfälcn) 

Fiir die Kirchenleitungen der· drei l•'. va11g;c lisc hc11 Landeskirchen 

(Kommissarische Lei tung des Amtes des Beauthagten der Evangel ischen Kirchen hei l.andlag 
und Landesregierung von Nordrhein-Westfalen) 

FHr die fünf lrntholischen (lkt-) Bistilmcr 

VJ.. . 
~~----· ··-~ 
Dr. i\nln11ius Hamcrs 
(Direktor des Katholisd1e11 Büros Nonlrhc in-Wes1 li1le11) 
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